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Liebe Leserinnen und Leser!
Die Juni-Ausgabe der Sozialen Sicherheit enthält Kurzberichte über
den in Graz begangenen Weltnichtrauchertag, über betriebliche Ge-
sundheitsförderung und jüngste personelle Änderungen in der Sozial-
versicherung.
Mag. Ulrike Rabmer-Koller wurde im Dezember 2015 zur Verbands-
vorsitzenden des Hauptverbandes bestellt. Seither ist ein halbes Jahr
vergangen und die Redaktion der Sozialen Sicherheit nahm dies zum
Anlass, mit Mag. Rabmer-Koller ein Interview zu den aktuellen The-
men der österr. Sozialversicherung zu führen. Primärversorgung, Kon-

solidierung, Effizienzsteigerung und Reform-
bedarf, Reparaturmedizin sowie Selbstbehal-
te waren die Stichworte in diesem Gespräch.
Den Hauptbeitrag unter den Fachartikeln
bestreitet Dr. Josef Probst, Generaldirektor des

Hauptverbandes, indem er der Redaktion die
überarbeitete Fassung seines Vortrages bei den

Deutsch-Österreichischen S ozialrechtsgesprä-
chen in Passau zur Verfügung stellte. Unter
dem Titel ,,Dürfen lebenswichtige Medika-

mente so teuer sein?" wird das System der Preisbildung in der phar-
mazeutischen Industrie beschrieben. Ausgehend von der kostentrei-
benden Rolle der Medikamente im Gesundheitssystem und jener der
Sozialversicherung als zentrale Einkäuferin verweist der Artikel auf
die ausgeübten Praxen der Preisgestaltung sowie auf die Gewinn-
maximierungsstrategien bei Produzenten. Es wird auch auf die For-
schungsfinanzierung durch öffentliche Gelder und Stiftungen sowie
abschließend auf grundsätzliche Fragen der Ethik bzw. der öffentli-
chen Moral eingegangen. Konkreter: rüy'ie werden gerechte Preise
unter der normativen Prämisse von Tausch-, Markr und Verteilungs-
gerechtigkeit erzieTt.

Prof. Dr. Andreas Reichmann und Prof. Dr. Margit Sommersguter-
Reichmann (Univ. Graz) haben in ihrem Beitrag die österreichischen
Versorgungsstrukturen im Blick und sie befassen sich im Besonderen
mit den Arzfen,Apotheken und den Betten in den Krankenanstalten.
Im Österreichischen Strukturplan Gesundheit (ÖSG) wird eine regio-
nale Gliede¡ung des Bundesgebietes auf vier Ebenen vorgenommen
und mit 32 Versorgungsregionen gibt es zwei speziell für den Gesund-
heitsbereich eingerichtete Versorgungsebenen. Nach dem Urteil der
beiden Autoren erscheint die Gesundheitsversorgung in Österreich
recht ausgewogen, lediglich bei den Apotheken wird Verbesserungs-
bedarf geortet.

Die Redaktion der Sozialen Sicherheit wünscht allen Leserinnen so-
wie Lesern einen schönen und erholsamen Sommer!

Dr Wilhelm Donner
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Alters-
sicherung

Conrueun He r¡rrze
Pftege und Altenhilfe in Skandinavien und Deutschtand
Teil r: Die wichtigsten Unterschiede der Systeme

ln ntlr

Die Regierungsparteien wolten

noch in diesem Jahr die betrieb-

liche Altersve rsorgu n g (bAV)

stärken. lnsbesondere soll die bAV

auch in Klein- und Mittelbetrieben

selbstverständtich werden. Das

Bundesarbeitsministerium wi[[

dies mit einem >Soziatpartner-

mode{[ Betriebsrente< erreichen.

ln zwei Gutachten dazu wurden

ietzt weitere Reformvorsch[äge

vorgelegt. Hier werden zunächst

der derzeitige Stand und zentrate

Schwachste[ten der bAV sowie die

wichtigsten Reformvorschläge und

Einschätzungen von lG Metatl und

ver.di zur anstehenden Reform

beteuchtet. Der dritte Be¡trag setzt

sich kritisch mit der bAV auseinan-

der. Abschtießend geht es um den

Streit vor den Sozialgerichten um

die (doppette) Beitragszahlung zur

gesetzlichen Krankenversicherung

für Betriebsrentner.

Bei der Pflege älterer Menschen

lohnt ein Blick in die nordi-

schen Länder: lm Vergleich zu

Deutschland hat die Pflege

dort einen wesentlich höheren

gesellschaft lichen Stellenwert.

Warum? Was sind die wichtigs-

ten Unterschiede der Systeme?

Untersuchungen zeigen: Die

>Vorbereitung auf die Zeit nach

der Reha< wird von Reha-Teil-

nehmern am meisten vermisst.

Dabei ist die Reha erst dann

wirklich erfotgreich, wenn auch

danach ein gesundheitsbewuss-

tes Leben erfotgt. Umsetzbare

Hitfen dazu - möglichst schon in

der Reha-Ktinik - sind notwen-

dig. Was dazu geschehen kann,

wird hier am Beispiel der Ren-

tenversicherung beschrieben.

Betriebliche Alte

Welche Reform ist n

277 K¡nsrrru Scnmrnx¡
Reform der betrieblichen Altersversorgu n g:

Einschätzungen und Pos¡tionen aus Sicht der lG Metatl

225 Juorrn KrnscHsnu¡nen
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Vorstellungen zur Stärkung der bAV für Geringverdiener

23O Asrnto W¡ltnneer,¡sr¡rr,r
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warum eigentlich und zu welchem Zie[?

Recht 235 Knnl-Jüncrru BrrsncK
bAV und gesetzliche Kranl<enversicherung:
Der Streit um doppelte Beiträge für Rentner

Position 272 Rnlr KRÄnnen

Bedingungstoses Grunde¡nkommen -
sozialpolitisch keine Atternative

Magazin 273
274
275
276
276

.letzt endlich: Recht auf Girokonto für jeden

Personatia
Aus der Gesetzgebung
Termine
Sozialversicherungsbeiträge: Hohe Nachforderungen an Firmen

Pftege 239
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Gesundheit 245
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Ohne Nachsorge keine erfotgreiche Rehabilitation
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oz|ALE slcnennsrr 6 I 2076

25O lmpressum

271



Rechtsprechungsdi oziale Sicherheiten 6

Arbeitstosenversicherung

Die Möglichl<eit einer freiwiltigen Versiche-

rung in der Arbeitstosenversicherung nach

5 z8a SGB lll solt die Risil<en der Aufnahme

einer setbstständigen Tätigkeit begrenzen

und eine soziale Auffangposition sichern,

wenn die Selbstständigkeit scheitert. Die

freiwittige Weiterversicherung setzt nach

dem Gesetz jedoch einen engen Bezug zu

einer versicherungspftichtigen Beschäfti-
gung und zum Bezug von Lohnersatzteistun-
gen nach dem SGB lll voraus. lnsbesondere

muss der Betroffene unmittelbar vor der

Aufnahme der setbstständigen Tätigl<eit ALG

I bezogen haben. Ein Anspruch, der wegen

des Eintritts einer Sperrzeit ruht, reicht daftir
nicht aus, wie der 5. Senat des Bundessozi-

atgerichts (BSG) entschieden hat.

lngenieur will sich setbstständig machen
Der Klägerwarvon zoor bis zum 3r. ro. zoo8
als Entwicl<lungsingenieur versicherungs-
pftichtig beschäftigt. Nachdem er sich zu-

nächst mitWirl<ungzum o1. 7t.2oo8 arbeits-
tos gemeldet hatte, beantragte er später
wegen der Aufnahme einer selbstständigen
Tätigkeit einen Gründungszuschuss und

die freiwitlige Weiterversicherung bei der

bektagten Bundesagentur für Arbeit (BA).

Die BA stellte mit inzwischen bestandskräf-
tigem Bescheid fest, dass der Anspruch des

Ktägers aufALG I infolge einer Sperrzeit we-
gen Aufgabe des Beschäftigungsverhättnis-
ses bis zum z3.ot.zoo9 ruhte.

Sperrzeit wegen Eigenkündigung
Dem Antrag auf Grü ndungszuschuss für die
vom Ktäger am o5.t2.2oo8 aufgenommene

2076

ãnä'aaåf

L Arbe¡tslosenversicherung

2 unfutlu.rsicherung

)Ĵ Sozialversicherungspflicht

4 Rehabilitation
.a . ''

selbstständige Tätigkeit gab die BA statt,
den Anspruch auf freiwillige Versicherung
nach $ z8a SGB lll tehnte sie ab. Das hat
das BSG nunmehr als richtig angesehen,
nachdem die Vorinstanzen in München
dem Ktäger noch Recht gegeben hatten.

Anschtuss an Vorbeschäft igung
erforderlich
Nach Auffassung der Kasseler Bundesrich-
ter stehen dem Begehren des l(lägers auf
Durchführung der freiwiltigen Arbeitsto-
senversicherung zwei Umstände entgegen.
ln der bis Ende zoro gettenden Fassung

setzte S z8 a Abs. t Satz z Nr. z einen un-

mittetbaren Anschtuss der setbstständigen
Tätigl<eit an eine versicherungspftichiige
Beschäftigung voraus. Daran hat es wegen

der Beendigung der Tätigkeit des Klägers

zum 2o.1o.2oo8 und der Aufnahme der
selbstständigen Tätigkeit am 05.12. 2oo8
gefehtt. Nach der heute geltenden Fassung

des Sz8a Abs. 2 SGB lll reicht es dage-
gen aus, wenn der Betroffene innerhatb
der letzten zwei Jahre vor dem Beginn der
Setbstständigkeit ein lahr beschäftigt war.

Sperrzeit unterbricht ALG-Bezug

Nichts geändert hat sich indessen daran,
dass sich nur der freiwillig versichern kann,
der unmittetbarvorderAufnahme derselbst-
ständigen Tätigl(eit eine Lohnersatzleis-
tung nach dem 5GB lll, vor a[[em atso ALG I

bezogen hat (heute 5 z8 a Abs. z Salz t
Nr. z SGB lll). rBezogenr im Sinne dieser
Vorschrift wird eine Leistung nach Ansicht
des BSG nur, wenn sie tatsächlich ausge-

BSG, Urteil vom 07.04.2016-B 5 AL 1i 15 R

Wer eine selbstständige Tätigkeit aufnimmt, kann sích freiwilligweiter gegen Arbeitslosig-
keit versichern. Der erforderliche Anschluss an Vorbeschäftigung und Bezug von Arbeits-
losengeld (ALG) I fehlt jedoch, wenn die Arbeitsagentur zuvor eine Sperrzeit verhängt hat.

5 S oz ia th ilfe

6 Pflegeversicherung

7

9

L0

U n faltvers ich e ru n g

Grundsicherung
.. , ...:.a. : . ,.,. ,,:. , :. . :t. . : ..

Re ntenve rsi c he ru n g

l.L Krankenversicherung

4 lmpressum

zahtt worden ist. Ruhende Leistungen wer-

den nicht >bezogenrr. Da das ALG des Ktä-

gers wegen der Sperrzeit hier am Tag der
Aufnahme der selbstständigen Tätigkeit
(o5. r.z. zooS) geruht hatte, l<onnte er sich

nicht freiwitlig in der Arbeitslosenversiche-
rung versichern.

SoSi píus 6/2016
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Eurcperecht
{ Divergenzen in der Zusammenarbeit der EU in der Kriminalprävention
und in der Strafuerfolgung 100
Der aktuelle Terror der Organisation Islamischer Staat und die weltweite Vernetzung von Terroristen ma-

chen deutlich, dass sich ein Nationalstaat heute allein nicht mehr vor Gefahren schützen kann. Höchst
alarmierend ist, dass die EU-Mitgtiedstaaten im Bereich der inneren Sicherheit auf nationaler Ebene, im
nationalen Strafrecht sowie im Bereich der Kriminalitätsprävention und Kriminalitätsverfolgung recht un-
terschiedliche Strategien fahren. Dies gibt Anlass zu Überlegungen, ob die Anschläge in Paris und Brüssel im
Falle einer besseren Koordinierung in Sachen Kriminalitätsprävention und Innere Sicherheit in der gesam-

ten EU zwischen den EU-Mitgliedstaaten hätten verhindert werden können und wo mögliche Schwach-

stellen im Politikfeid Inneres und |ustiz in der EU liegen. Dass die Zusammenarbeit im Bereich der Krimi-
nalitätsprävention bzw Kriminalitätsbekämpfung auf internationaier Ebene unerlässlich ist, macht auch die

Österreichische Strategie für Cyber Sicherheit (ÖSCS) klar, in der es explizit heißt: ,,Globale Vernetzung und
internationale Zusammenarbeit sind zentrale Faktoren fiìr die ÖSCS." Da die Terrorismusbekämpfung der

EU nicht unerheblich den Schutz der EU-Außengrenzen betrifft, ist weiterhin die Frage erörterungsbedürf-

tig, wie man der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) dergestalt neue Schubkraft verleihen
kann, dass die EU in diesem PotitiKeld nach außen hin in der Weltpoiitik auch wirklich als Einheit auftritt.
Von Christian Dick

-f Union Aktuell
Von Alinø Lengøuer
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Während der EuGH noch im lJrtell Trijber und Harmsen den Anwendungsbereich von Kapitel III der EU-
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im Urteil Hiebler den Anwendungsbereich implizit auch auf reine Iniandssachverhalte erstreckt zu haben.
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Europäisches Privatrecht und
RechtsvergleichLrng
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nachturkischemRecht ....i 128
Die seit dem 1. 7.2012 bestehende Gesetzeslage zur vorvertraglichen Anzeigepflicht des Versicherungsneh-
mers nach türkischem Recht enthd'lt eine Vielzahl von Lùcken. Zudem hat der Gesetzgeber bei der Gesetzes-
fassung moderne Versicherungsrechtsentwicklungen außer Acht gelassen. Insofern bleibt mit Spannung
abzuwarten, wie die höchstrichterliche Rechtsprechung hierauf reagieren wird.
Von Kemal $enocak und Ali Yarayan

Ð Pflegen heißt erben 135
Erbrechtsreform in Österreich als Vorbild für Deutschland?
Mit dem ErbRÄG 2015 wird das österreichische Erbrecht umfassend reformiert. Ziel der Reform ist die
Anpassung des Rechts an die modernen gesellschaftlichen Verhältnisse. Sind die Neuregelungen ein gelun-
genes Vorbild für das deutsche Erbrecht?
Von Ann-Marie Kaulbach
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Wiss. Mitarbeiter Dr. Christopher Danwerth, LL.M., Münster
Widerrufsjoker 2,0? - Das Last-minute-Widerrufsrecht des $ 2d VermAnlG beim Crowdinvesting

Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht

Bundesgerichtshof 21.4.2016 Y ZB 13/ISx

Bundessozialgericht

OLG Düsseldorf
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Bundesgerichtshof
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Insolvenzrechl und Zwangsvollstreckung
Bundesgerichtshof 2.6.201,6 lll ZR 334/74x

Bundesgerichtshof 77.5.2016 VIIZB 54/15

Zu den Prüfungspflichten des Grundbuchamts bei der Ein- 1,2L8
iragung einer Grundschuld aufgrund einer im Außenver-
hältnis beschrânkten Belastungsvollmacht, die es den Käu-
fern erlaubt, das noch im Eigentum des Verkäu-fers stehen-
de Grundstück als dingliche Sicherheit für die Finanzie-
rung des Kaufpreises zu venr¡enden

Zu Rentenzahlung nach dem Tod des Leistungsberechtig- 1220
ten, Verfùgung, Rücküberweisungspflicht des Geldinstituts
sowie Kontoauflösung

Keine Beseitigung der Schutzfunktion der gesetzhchen 1227
Musterwiderrufsbelehrung durch Fußnoten

Beweislast des Sozialversicherungsträgers, der den Ge- 1231
schäftsführer einer GmbH wegen Vorenthaltung von Sozi-
alversicherungsbeiträgen in Anspruch nimmt, für den Vor-
satz des Beklagten auch dann, wenn dessen Pflichtwidrig-
keit feststeht; keine Hemmung der Verjährung durch eine
unwirksame öffentliche Zustellung der Klage

Zur Frage der Parteifähigkeit eiaer GmbH irn Kostenfest- 1235
setzungsverfahren nach Löschung der GmbH im Handels-
register

Zum Entstehen eines Kautionsrückzahlungsanspruchs 1235
nach $ 123 Abs. I,2, ç 724 Abs. 1,2 StPO; grundsätzlich
kein Forderungsrecht des Zessionars eines im Voraus ab-
getretenen Kautionsrückzahlungsanspruchs zu Lasten der
Insolvenzmasse, wenn dieser erst nach Eröffnung des Insol-
venzverf ahrens entsteht

Zu¡ Verbindlichkeit des Antragsformulars gemäß Anlage 2 1,237
zu g 2 Satz 1 Nr. 2 ZVFV hinsichtlich der Forderungsauf-
stellung

Nicht eingehaltene Zahlung:szusagen sowie verspätete 1238
Zahlungen nu¡ unter dem Druck einer angedrohten Liefer-
sperre a-ls Indizien fùr eine Zahlungseinstellung

3.5.2016 llZR3ll/14x

Bnndesgerichtshof 9.6,2016 fXZR 174/I5x



Bürgerliches Rechf und Handelsrecht
Bundesgerichtshof 2L.L2O1.6 V ZR IOB/15 Streitigkeit ùber die in $ 128 HGB angeordnete persön- 1.247

liche Haftung des Gesellschafters einer Wohnungsei-
gentümerin für Beitragsrùckstände ist Wohnungseigen-
tumssache im Sinne von $ 43 Nr. 2'vlIEG

Zur Zulässigkeit elnes Rechtsschutzversicherungsver- 1242
trags, der die obligatorische Einschaltung eines vom
Versicherer ausgewählten Mediators vorsieht

Keine Aufhebung eines Schiedsspruchs wegen Beset- 1244
zung des Schiedsgerichts mit einem Berufsrichte¡ ohne
Genehmigung seiner diesbezùglichen Nebentätigkeit

Sonstiges
Bundesgerichtshof 14.1,.2016 IZP. 98/75

Bundesgerichtshof 10.3.2016 IZB99/14

Bundesgerichtshof 21,.1,.2016 12R274/14 t247Zur Frage, ob ein Versicherer mit dem Versicherungs-
nehmer unmittelbar Kontakt aufnehmen darf, wenn ein
Versicherungsmakler zuvor wegien eines Wunsches des
Versicherungsnehmers nach einer Tarilumstellung Kon-
takt mit dem Versicherer aufqenommen und Umstel-
lungsangebote angefordert hat

Bundesgerichtshof 20.4.201.6 MR41.5/14 Zts:la Zweck und zur Anwendung der sogenannten 1"250
strengen Wiederherstellungsklausel in der Wohngebäu-
deversicherung

Bundesgerichtshof 7.6.201.6 KZR6/15 Zum Charakter des Court of Arbitration for Sports (CAS) 7251.
in Lausanne als Schiedsgericht; zur Wirksamkeit ei¡rer
auf den CAS bezogenen Schiedsvereinbarung, deren
Abschluss ein internationaler Sportve¡band zur Zulas-
sung von Athleten zu den von ihm organisierten Sport-
wettbewerben verlangt
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setzes betreffend die Landessparkasse zu Oldenburg vom
3. Juli 1933

Unwirksamkeit einer Abrechnungsvereinbarung, welche 1168
Parteien von Aktienoptionsgeschäften, die dem deutschen
Recht unterliegen, fùr den Fall der Insolvenz einer Partei
treffen, soweit diese $ 104 InsO widerspricht

Kein Ausschluss der Verbindung von Rechtsanwältinnen 1177
und Rechtsanwälten mit Arztinnen und Arzten sowie mit
Apothekerìnnen und Apothekern zur gemeinschaftlichen
Berufsausübung

Zur Frage der Aussetzung eines Spruchverfahrens, wenn in 1180
einem Vorlageverfahren durch den BGH über eine auch fùr
das Spruchverfahren bedeutsame Rechtsfrage entschieden
wird

Gesellschaftsrecht
Bundesgerichtshof

Sonstiges
Bundesgerichtshof

12.4.2016 IIZB 7/11x

8.L.20r6 rZB 41"/ß

OLG Düsseldorf 19.10.2015 r-26W 14/15
lAktEl

Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung
Bundesgerichtshof 12,5.2016 IXZP'65/74x Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen der Gläubigeç

der die (drohende) Zahlunqsunfähigkeit des Schuldners
kennt, von einem schlüssigen Sanierungskonzept des
Schuldners ausgehen darf

Zur Frage, inwieweit von einer übereinstimmenden Erledi-
gungserklärung bei einer Unterlassungsklage die Vollstre-
ckung aus einem Unterlassungstitel berührt wird

Zur Statthaftigkeit der sofortigen Beschwerde nach $ 99
Abs. 2 ZPO, wenn eine Verurteilung aufgrund eines ent-
sprechenden Anerkenntnisses unter einem Zug-um-Zug'
Vorbehalt erfolgt; in der Regel keine Veranlassung zur Kla-
g:e, wenn der Schuldner zu erkennen gibt, dass er die Leis-
tung nur wegen eines Gegenanspruchs zurückhält und die-
ser Anspruch besteht

Bundesgerichtshof I4.L2O|6 lZB50/15

Bundesgerichtshof 2O.L.2076 IZBIO2/I4

Zur Behandlung eines weiteren Wiedereinsetzungsgrun- 1187
des, wenn ein Wiedereinsetzungsantrag wegen eines an-
deren Grundes zurúckgewiesen und dieser Besch-luss nicht
angefochten worden ist

Zur Zuständigkeit des Schiedsgerichts zur Entscheidung 1189
über die Schiedsklage, wenn die Parteien eines Schiedsver-
fahrens die Klagbarkeit von Ansprüchen im Schiedsverfah-
ren durch Vereinbarungl ausg'eschlossen haben

',1{ r

Bundesgerichtshof 22.10.2015 V ZB 93/13



Bundesgerichtshof 22,1,2.2015 YIZR79/15x

Bundesgerichtshof 13,1.2016 VII ZR 36/1,4

Bundesgerichtshof 18.8.2016 XZR2/75

Buadesgerichtshof 22.9.2015 XZB2175

Zur Heilung einer durch die Geschäftsstelle veranlass- l1gs
ten Zustellung einer eir¡fachen statt einer beglaubigten
Abschrift der Klageschrift nach $ 189 ZPO

Zur Besorg'nis der Befangenheit eines Richters, der zur 11gB
Mitwirkung an einem beim Bundesgerichtshof anhängi-
gen Rechtsstreit berufen ist und sich zu dem Fall au-f ei-
ner Fachtagung öffentlich geäußert hat

Vorlagebeschluss zum Gerichtsstand für Ausgleichsan- I2OO
sprüche wegen Flugverspätung, wenn die Beförderung
auf zwei Teilstrecken von verschiedenen Fluggesell-
schaften durchgefùhrt wird

Zur Verzinsung eines Kostenerstattung:sanspruchs bei 1202
Ersetzung einer Kostengrundentscheidung durch eine
spätere inhaltsgleiche Kostenentscheidung und bei Auf-
hebung und spätere Wiederherstellung der Kosten-
grundentscheidung
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Prof. Dr. Axel Beater, Greifsúald
Die Anwendbarkeit des UWG auf Medien und
Iournalisten (Teil 1).

Eligard
MarkenG g 24 Abs. l und 2; AMG SS 25, 10

BGH, urteil vom 02.72.2075 - IZR239/14 ...... ..874

Landgut A. Borsig
BGB S t2
BGH, Urteil vom 1.0.1.2.201.5 - IZR177/1.4 ...... ' .877

Unberechtigte Schutzrechtsverwarnung I I

BGB S 823
BGH, Versäumnisurteil vom 01.12.201 5 - X ZR 17 0/ 12 . . . . . 88 1

OLG Köln
Datenschutzhinweise in Kontaktformularen
UWG $ 3a; TMG S t3
OLGKöln, Urteilvom i1.03.201ó - 6U 121/15 ....885
Kommentar von RA Sascha Kuhn und RA Philipp
Schröler 890

,,Werbung für Anwaltsregress"
UWGS4NT.t
OLG Köln, Urtei.l vom 01.04.2016 - 6U 182/15 . . . .891

,,Wenn das Haus nasse Füße hat"
UrhGS2Abs.lNr.l
OLG Köln, Urteil vom 08.04.201ó - 6U 1,20/15 ....894

KG

50% günstiger als Hotels
UWG 2008 S 5 Abs. 1 S. I und 2 Nr. 2, I I Abs.3 Nr. 2,

$ 12 Abs. I 5.2
KG, Urteil vom 1 i.03.201ó - 5 U B3l15

Klagebefugnis bei belästigender Werbung
UWG 2008 S 7 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3, S B Abs. 3 Nr. 2, S 1 2
Abs.1 5.2; RL 2005/29/EG; RL 2002/58/EG bzw.
RL 2009/136/EG; RL 200e/22/EG
KG, Urteil vom 20.04.2016 - 5U 116/14

OLG Düsseldorf
Beweislast für Einwilligung bei E-Mail-Werbung
BGB S 339; UWG 2008 S 7 Abs.2 Nr.3
OLG Düsseidorl Urteil vom 17.03.2016 - I-15 U 64/15 .

OLG Frankfurt a. M.

Selbstwiderlegung des Verfägungsgrundes durch
Zuwarten und Wettbewerbsverstoß durch Angabe
der Aufsichtsbehörde im Impressum
UWG S 3a; TMG 5 5 Abs. I Nr. 3
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 28.04.2016 - 6U 214/15

lreführung durch Werbung mit unverbindlicher
Preisempfehlung (,,UVP")
UWGSs
OLG Frankturt a. M., Urteil vom 03.03.201ó - 6 U 94/14

lrreführende Werbung mit Gesundheitsbezug und
Anforderungen an die Darlegungs- und Glaubhaft-
machungslast im Eilverfahren
HWGSs
OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 21.03.201ó -
ów 21/1ó

OLG Celle
Bemessung des Streitwerts für den Unter-
lassungsansprr¡ch bei Urheberrechtsverstößen
UrhG S 97; GKG SS 44, 63
OLG Celle, Beschluss vom 13.05.201ó - 13W 36/1ó ....

LG Dortmund
Unterlassungsverlangen nach E-Mail-Werbung
UWG 5 7 Abs. I, Abs. 2 Nr. 3, S I Abs. l, Abs. 3 Nr. 2
LG Dortmund, Urteilvom 14.01.2016 - 16 O 19/15......

LG Leipzig
Fi nanzierungswerbung
UWG 2008 $$ 4 Nr. 1 1, 5a Abs. 2, Abs. 4; PAngV S 6a
LG Leipzig, Urteil vom 30.10.2015 - 04 HK 0 1502/15...

LG Lüneburg
Lieferfrist
UWGSSNT. 1

LGLüneburg, Urteilvom 21.01.201,6 -7 OBB/15 ....... .912

..913

,

747

Prof. Dr. Bodo Pieroth, Münster
Rechtliche Voraussetzungen der Befugnis zur
Markenanmeldung des Bundesadlers durch einen
Privaten

Prof. Dr. Tobias Lettl, LL.M., Potsdam
Zur Anwendung von S 19 Abs.2 Nr.5 GWB
(ggf. i. V. m. $ 20 Abs. 2 GWB) insbesondere auf
Preisverhandlungen zwischen marktmächtigen
Unternehmen und Lieferanten (Teil 1)

Wiss. Mit. Norwin Sauer, Jena
$ 5 Pkw-EnVKV und audiovisuelie Mediendienste

RA Sebastian Telle, Pulheim
Konditionenmissbrauch durch Ausplünderung von
Platfform-Nutzerdaten .

Re cxtspR¡cuur'¡o

EuGH
Christian Liffers/Producciones Mandarina u. a.
RL 2004/48/EG Art. I 3 Abs. 1

EuGH, Urteil vom 17.03.2076 - C-99/15

BVerfG
Sampling und Kunstfreiheit
GG Art. 5 Abs. 3 S. l; UrhG SS 24 Abs. I , 85 Abs. I S. I
BVerfG, Urteil vom 31.05.201ó - 1 BvR 1585/13 .. . . . .

BGH

Flugpreíse
UWG S 3a; BGB $ 307 Abs. I S. I und Abs. 2 Nr. 1;

VO (EG) Nr. 1008/2008 Art. 22 Abs. 1, Art. 23 Abs. I 5.3;
RL 93/13/EWG Att. 3 Abs. I, A¡f. ó Abs. 1 Hs. 1

BGH, Beschluss vom 27.04.2076 - I ZR 220/14 .. . . . . .

Himbeer-Vanille-Abenteuer I I

RL 2000/1 s/EG Art. 2 Abs. 1 Buchst. a, Abs.3,
Art.3 Abs. I Nr. 2; LFGB a. F. I 1 1 Abs. I S. 2 Nr. l;
VO (EU) Nr. I I 69/201 1 A¡t. 7 Abs. I Buchst. a und d,

Abs.4 Buchst. b, A¡t. 1 7 Abs. 5 i. V. m. Anhang Vl
Teil A Nr. 4; LFGB n. F. S I I Abs. 1 Nr. 1; RL 2005/29/EG
Art. 3 Abs.4, A¡1. 7
BGH, Urteil vom 02.72.2015 - I ZR45/13 .....
Kommentar von RA Dr. Simon Apel und RAin

838

Dr.AnkeFuchs. .....,841
lm lmmobiliensumpf
GGArt.2Abs. 1,Art.5Abs. 1,Att. I2Abs. 1;UWGS 2
Abs. I Nr. I und 3, g 4 Nr. l; UWG 2008 S 4 Nr.7 und B
BGH, Urteil vom 31.03.201ó - IZR 160/14 ..... . . .843

Pippi-Langstrumpf-Kostüm I I

UWG $ 3 Abs. 1, I 4 Nr. 9, S 9 S. r
BGH,Urteilvomi9.11.2015 -IZR149/14 ........850
Hot Sox
UWGS4Nr.9;ZPOS945
BGH,Urteilvom19.11.2015 -IZR109/14 ........854
BioGewürze
VO (EG) Nr.834/2007 Añ. 28 Abs. 2
BGH, Beschlussvom24.03.207ó -IZR243/14 ....858

Schadensregulierung durch Versicherungsmakler
UWG $ 3a (UWG 2008 S 4 Nr. t 1); RDG SS 2, 3, 5
BGH,Urteilvom74.01.2016-IZR107/14 ........8ó1
Lebens-Kost
UWG $ 7 Abs. 2 Nr. 2, S 4a; UWG 2008 S 4 Nr. 1

BGH,Urteilvom2I.04.2016-IZR276/14 ........8óó
ConText
ZPO $ 253 Abs.2 Nr.2, S 286; MarkenG $ 5 Abs.2 S. 1,

5 1 5 Abs. 2, S 2l Abs. 2 und 4; BGB S 242
BGH,Urteilvom05.11.2015 -IZR50/14 .........8ó9
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ÐEditorial ...,
Von lohannes Gasser, Georg E. Kodek, Daniel Vørro und lohannes Zollner

61

Beiträge
Ð Uberblick uber die höchstgerichtliche Judikatur in Stiftungssachen im Jahr 2015 64
Das PSG eröffnet dem Stifter eine Vielzahl an Gestaltungsmöglichkeiten. Dem Gesetz lassen sich fúr die
daraus resultierenden praktischen Anwendungsfragen aber nicht immer Antworten entnehmen. Das Privat-
stiftungsrecht ist daher in besonderem Maße auf Klarstellungen durch den OGH angewiesen. Im lahr 2015
musste sich das Höchstgericht in 14 Entscheidungen mit inhaltlich sehr unterschiedlichen Problemen des
Stiftungsrechts beschäftigen. Es hatte dabei Gelegenheit, zu Fragen des materiellen Stiftungsrechts (zB Er-
richtung von Substiftungen, Stimmverbote der Stiftung), des Stiftungsverfahrensrechts (zB über die gericht-
liche Prüþflicht bei Änderungen der Zusatzurkunde) und angrenzenden Themengebieten des Erb- und
Unterhaltsrechts Stellung zu nehmen.
Von Franz Hartlieb

Ð Gedanken zum Vergutungsanspruch fur Beiratsmitglieder
Ein funktionierender Beirat ist ein bewährtes Instrument, sei es, um allfüllige Kontrolldefizite auszugleichen,
um die nächste Begünstigtengeneration an die Stiftungskultur zu gewöhnen, aber auch, um durch Bestel-
lungsrechte ,,Personalfilz" bei Vorstandsselbstkooptierung hintanzuhalten. Welche Vergütung für ein sol-
ches Amt angemessen scheint, ist eine stiefmütterlich behandelte Frage, doch aufgrund der jtingsten Rsp
werden Vergütungswünsche zunehmend häufiger angesprochen. Dieser Artikel widmet sich der Beiratsver-
gütung dem Grunde nach bei schweigender Stiftungserklärung.
Von Peter Melichørek

+ Die Steuerabkommen Schweiz bzw Liechtenste¡n im Lichte des AIA
Durch das Inkrafttreten des Automatischen Informationsaustauschs werden in Zukunft - zur Vermeidung
der Nichtbesteuerung ausländischer Kapitalertrãge - Finanzinformationen zwischen den teilnehmenden
Staaten ausgetauscht. Auch die Steuerabkommen Schweiz und Liechtenstein zielten darauf ab, die Besteue-
rung in Österreich sicherzustellen. Durch die teilweise inhaltliche Überschneidung der Steuerabkommen
mit dem AIA eröffnen sich einige Problembereiche, die einer Lösung bedürfen. Dies betrifft nicht nur
natürliche Personen, sondern auch (liechtensteinische) Stiftungen.
Von Christian Wilplinger und Caroline Steininger

71

73

r VwGH zur steuerlichen Behandlung von Pflichtteilszahlungen einer Privatstiftung 77
In einem kürzlich ergangenen Erkenntnis hat sich der VwGH mit der Frage beschäftigt, ob aufgrund einer
gesetzlichen Anordnung erzwungene Vermögensübertragungen einer Privatstiftung vom Zuwendungsbe-
griff des S 27 Abs 5 Z 7 EShG erfasst sind und in weiterer Folge der KESt unterliegen (eine abschließende
Klärung dieser Frage ist mangels ausreichender Feststellungen aber noch nicht erfolgt). Der Artikel be-
schäftigt sich mit der Frage, inwieweit die Bezahlung/Herausgabe von Pflichtteilsansprüchen durch eine
Privatstift ung vom steuerlichen Zuwendungsbegriff erfasst wird.
Von Christoph Urtz und Philipp Stønek

Rechtsprechung
Stiftun gsrecht Österreich
{ Haftung der Privatstiftung für Malversationen eines Stifters
OLG Wien 22. 7. 201 4, 30 R 24/1 4s

Ð Aufgaben des Stiftungskurators
oGH 26. 11.2015,6 0b 148/15f
Mit Anmerkung ton Gerhard Hochedlinger

t Vermögensw¡dmung an Stiftung und Berechnung des Schenkungspflichtteils
oGH 16. 12. 2015, 2 0b 224/15b

81

88

91
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i Abberufung wegen Missachtung der Vertretungsregeln
ocH 14. 1. 2016, 6 0b 244115y

Ð Privatstiftung als Gesellschafterin einer
OGH 23.2.2016,2O Os 141159

Mit Anmerkung von Gernot Murko

å Anwendung der Business Judgement Rule im Privatstiftungsrecht , . .

ocH 23. 2.2016,6 0b 160/15w

Ð Antragslegitimation von Beiratsmitgliedern nach S 27 PSG
ocH 23. 2. 2016, 6 0b 243115a

t Zur Abgrenzung von Vermögenswidmungen aus Anlass der Stiftungserrichtung
und nachträglichen Vermögenswidmungen
oGH 30. 3.2016, 4 0b 18/162

Stift un gsrecht Liechtenstei n
+ Keine rückwirkenden Auskunftsrechte bei beaufsichtigten liechtensteinischen
Stiftungen
FL OGH 5. 2. 2016,05 HG.2015.66

Berichte
å Liechtenstein Trust Conference 2016. . . .

Trust-Protektoren, Private Trust Companies und Vermögensschutz
Von Mandeep Løkhan

-l Steuerstatisti k f ü r Privatstift u n gen (2O1 4 - 201 5)
Von Daniel Vøno

Stiftungsradar
Ð Stiftungsradar
Von Franz Hartlieb, Pavel Knesl, Matthias Schimka, Mørie-Theres Volgger

Standards
{lmpressum......
å Buchbesprechung.
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Wirtschaftsrecht

Ðie Woche i¡n Blick

Entscheidungen
BGH: Verlängerung eines Geschäftsführeranstellungsvertrags zwi-
schen der GmbH & Co. KG und dem Geschäftsführer der Komple-

mentär-GmbH (19.4.201 6 - ll ZR 123 /1 5)

BGH: Anleihegläubiger - kein Kündigungsrecht bei finanziellen
Schwierigkeiten des Schuldners (31.5.2016 - XI 2R370/15)
BGH: Einlösung der Rabatt-Coupons von Mitbewerbern
(23.6.20 1 6 - I ZR 1 37 / 1 5)

BGH: Ersetzung einer missbräuchlichen Klausel durch eine disposi-
tive nationale Vorschrift - kein Verstoß gegen die Klausel-Rl
(6.4.201 6 - V lil ZR 7 9 / 1 s)

BGH: 5 20 Abs. 1 GWB aF enthält keine allgemeine Meistbegünsti-
gungsklausel - NetCologne (12.4.2016 - KZR 30/14)
8GH: Abstimmung des Verhaltens unter Wettbewerbern -
Gemeinschaftsprogramme (12.4.201 6 - I<ZR 31 /1 4)

8GH: Bestellung eines Sonderinsolvenzve¡walters durch die
Gläubigerversammlung (9.6.201 6 - lX ZB 21 /15)
OLG Stuttgart: Verjährung des Anspruchs des Handelsvertreters

auf Erteilung eines Buchauszugs (3.2.2016- 3 U 118/15)

Aufsätze

Prof. Dr. Walter Frenz

Brexit vs. OMT-Urte¡l

Eher übenaschend hat sich am23.6.2016 die britische Bevölkerung

für den Austr¡tt aus der EU entschieden. Ein Grund für die britische
Entscheidung gegen die EU wird nicht zuletzt in den Aussagen deg

langjährigen Premierministers Cameron gesehen, der immer wieder
die EU kritisierte und sie so in negativem Licht erscheinen ließ. Auch

das BVerfG stand immer wieder im Ruf, Bremser der europäischen
lntegration zu sein. Sein Vorlagebeschluss an den EUGH ließ die An-
leihekäufe durch die EZB als unzulässig erscheinen. Umso erfreuli-
cher ist es, dass das BVerfG in seinem OMT-Urteil vom 21.6.2016 ein
klares Bekenntnis zur europäischen lntegration abgelegt und da-

durch einen posit¡ven Gegenpunktzum Brexitgesetzt hat.

Dr. Lars Teigelack, RA

Ad-hoc-Mitteilungspf licht bei Zivilprozessen

Prozessrisiken können auch bei börsennotierten Unternehmen er-

hebliche Ausmaße annehmen. Schadensersatzforderungen kön-
nen hohe Millionenbeträge erreichen und damit, insbesondere bei

kleineren Emittenten, potentiell den Börsenkurs beeinflussen. Bei

solchen Rechtsstre¡t¡gke¡ten haben Emittenten sich nach der Ad-

hoc-Mitteilungspflicht und Möglichkeiten zur Selbstbefreiung zu

fragen. Die juristische Literatur hat sich mit diesem Thema noch

nicht vertieft auseinandergesetzt, obwohl Gerichtsverfahren ein

Paradefall so genannter gestreckter Sachverhalte sind. Der Beitrag

geht den Fragen nach, wann die Ad-hoc-Mitteilungspflicht im Kon-

text von Zivilprozessen einsetzt und unter welchen Vorausset-

zungen Emittenten sich davon befreien können. Er schließt mit ei-
ner kurzen empirischen Analyse bisher veröffentlichter Ad-hoc-
Mitteilungen zu Zivilprozessen.

Entscheidungen

EUG: Unternehmen haften für Kartellverstöße ihrer Handelsver-

treter - Spannstahlkartell (voestalpine)
(15.7.2015 -I-418l10 - dazu BB-Kommentar von

Sebastian Schnell, LL.M. lQueen Mary, London], RA

BGH: Kundenbewertung ¡m lnternet
(21 .1.201 6 - I ZR 2s2 / 1 4\

BGH: Vorsatzanfechtung - lndizien für eine Zahlungseinstellung
(9.6.201 6 - tX ZR 1 7 4 / 1 5)

Steuerrecht

r601 Die Woche im Blick

Entscheidungen
BFH: Veranlagungszeitraumübergreifende Wirkung von Art.3
Abs. 1 GG - Verfassungsmäßigkeit der Verlustausgleichs- und -ab-

zugsbeschränkung des 5 15 Abs. 45. 3 ESIG

(28.4.2016-lvR20/13)
BFH: Zur Steuerermäßigung für Beherbergungsleistungen
(1.3.2016-XlR11/14)
BtH: Zur (zweifachen) Berichtigung der Umsatzsteuer bei und

nach der Bestellung eines sog. starken vorläufigen lnsolvenzver-

walters (1.3.201 6 - Xl R 21 /1 4)

BFH¡ Gemischt genutztes Arbeitszimmer - Ausschluss eines für
den Lastentransport hergerichteten Vw-Transporters von der An-

wendung der 1 %o-Regelun g (17.2.2016 -X R 3211 1)

BFH: Erstattungsberechtigter nach 5 37 Abs.2 5. 1 AO

(1 2.s.201 6 - Vtr R so/14)
BFH: Verwertungsbefugnis bei Treuhandverhältnissen
(20.4.2016-ltR54/14)

Gesetzgebung
BT: Haushaltsausschuss bewilligt Kaufprämie für Elektroautos

BT: Bankenvertreter bezeichnen Wertpapier-Sammelbank Clear-

stream als,,Black Box"

Aufsätze

Ghristian Schoppe, StB, und Dr. David Leuwer

Einkauf als Betr¡ebsstätte ab 201 7

Als Ergebnis des OECD Base Erosion and Profit Shifting (,,BEPS")-Plans

wird der Betriebsstättenbegriff in einer Weise geändert, die anders

als bisher den Einkauf leicht als Betriebsstätte erscheinen lassen

kann. Einerseits entfällt die Tätigkeitsausnahme. Das heißt, jedefeste

Geschäftseinrichtung, die dem Einkauf dient, kann eine Betriebsstät-

te sein, es sei denn. die Tätigkeit ist nur vorbereitender oder unter-

stützender Natur. Ferner wird der Begriff der Vertreterbetriebsstätte

erweitert, wodurch eine Vertreterbetriebsstätte auch durch bloßes

faktisches Handeln entstehen kann. Die Kombination beiderAspekte

könnte zu einer nicht bedachten,,Resonanzkatastrophe" führen.

Brigitte Romani, WPin/StBin

Wesentliche Änderungen der Steuerreform 2016
in ltalien
Für deutsche Unternehmen mit lnvest¡t¡onen in ltalien ist besonders

die Herabsetzung des Steuersatzes auf 24olo sowie die Möglichkeiten

der Neubewertung von Wirtschaftsgütern im Falle von Reorganisa-

tionen von großem lnteresse. Auch ist ltalien bereits einen Schritt

weiterbei derUmsetzung des Country byCountry Reporting.

Entscheidungen

EuGH¡ Freier Kapitalverkehr - Schenkung einer im lnland belege-

nen lmmobilie
(8.6.2016 - C-479/14- dazu BB-Kommentar von

Dr. Jens Escher, LL.M., RA/stB/FAStR)

Niedersächsisches FG: Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht
(28.5.2015- 1K91/13)

1614

Neuerscheinung Buch
Moritz/l(Iebeck/Jesch, KAGB - Kapitalanlagegesêtzbuch

Frankfurter Kommentar zum Kapitalanlagerecht, Band 1

Mit Anderungen im Rahmen des OGAW-V-UmsG (März 2016)

5.059 Seiten in 2 Têilbänden, Geb., € 529,-

ISBN: 978-3-8005 -1 57 0-7 / lnfos unter: www.shop.ruwde
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Bilanzrecht und Betriebswirtschaft Arbeitsrech

Die Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: Anderungsvorschläge an IFRS 3 und IFRS 1 1

lA5B: Neue Ausgabe,,l nvestor Perspectives"

EFRAG: Übernahme von IFRS 9

DRSC: Stellungnahme zum FEE-Papier zur Zukunft der Unterneh-
mensberichterstattun g

DRSC: Mitschnitt,der 50. Sitzung des lFRS-Fachausschusses

Wirtschaftsprüfung
IDW: Ausstehende Annahme der l5A durch die EU-Kommission

IDW: Stellungnahme zum RefE eines Gesetzes zur Umsetzung der
Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnah-

men gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen

WPK: Satzungen vom Beirat einstimmig beschlossen - Tätigkeits-
bericht der Komission für Qualitätskontrolle
WPK: Qualitätssicherung nach dem APAReG - Ändert sich so v¡el? -
5onderseminar für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer

Finanzierung
EY: Durchwachsene Halbjahresbilanz auf dem weltweiten
IPO-Markt

1642 Ðie Woche im Blick

Aufsatz

Prof.'Dr. Jens Wüstemann, M.Sc.G. (Paris lX), und

Dr. Thomas Brauchle

BB-Rechtsprechungsreport
Unternehmensbewertung 201 5 I 16

Der Beitrag führt den jährlichen BB-Rechtsprechungsreport von
Wüstemann/Brauchle (zuletzt BB 2015, 1643) zu den wichtigsten
Entscheidungen im Bereich der Unternehmensbewertung für den
zeitraum von Mitte 2015 bis M¡tte 2016 fort.

Neuerscheinung Buch
Wüstemann/Koch, Wirtschaftsprüfung case by case

Lösungen nach HGB mit H¡nweisen auf ISA und US-GAAS

4. Auflage 2016, 260 Seíten, Kt., € 38,90

|SBN: 978-3-8005-5041-8 / lnfos unter: wvw.shop.ruw.de

Entscheidungen
BAG: Feststellungsinteresse des Betriebsrats bei endgültig durch-
geführten personellen Maßnahmen (22.3.2016 - 1 ABR 19l14)
BAG: Präjudizielle Bindungswirkung von Entscheidungen bezüg-
l¡ch betriebsverfassungsrechtlicher Streitigkeiten
(23.2.2016 - 1 AZR73/14)
BAG: Folgen eines unselbstständigen Annexvertrags in einer
Befristungskene (24.2.201 6 - 7 AZR 182/14)
BAG: Anspruch auf angemessene Vergütung bei praktischer Tätig-
keir i.s.d.5 7 RettAssc (12.4.2016-9 AZR744/14)
LAG Berlin-Brandenburg: Umfang des Konsultationsverfahrens
vor derAbgabe einer Massenentlassungsanzeige
(14.4.20"16 - 21 Sa 1s44/15)

Aufsätze

Dr. Andrea Bonanni, RAin/FAinArbR, und
Dr. Daniel Otte, LL.M. (Boston University), RA/FAHaGesR

Unternehmerische Mitbestimmung durch
Gemeinschaftsbetrieb?

Nach den Ergebnissen einer jüngeren Studie hat mehr als die Hälfte

aller dem Drittelbete¡ligungsgesetz unterfallenden Unternehmen
tatsächlich keinen drittelm¡tbestimmten Aufsichtsrat gebildet. Um

die paritätische Mitbestimmung dürfte es nicht viel besser bestellt
sein. Der Beitrag zeigt unter welchen Voraussetzungen eine wech-
selseitige Zurechnung von Arbeitnehmern eines Gemeinschaftsbe-

triebes für beteil¡gte Unternehmen in Frage kommt. Gleichzeitig
plädiert er dafür, die unternehmerische Mitbestimmung von dem
Vorliegen.eines Gemeinschaftsbetriebes unberührt zu lassen.

Roland Hoch, RA

Der Verleih von GmbH-Geschäftsführern:
(K)Ein Fallfürs AÜG?!

lnnerhalb von Konzernstrukturen übernehmen Geschäftsführer im
Rahmen ihrer Tätigkeit nicht selten auch Aufgaben bei anderen

Konzerngesellschaften. Der Beitrag befasst sich mit dieser Frage,

ausgehend von einer aktuellen Entscheidung des LAG Schleswig-

Holstein aus dem Jahre 2015. Das LAG Schleswig-Holstein hatte
sich mit der Frage zu befassen, ob sich der Verleih des Geschäfts-

führers einer GmbH, deren einziger Gesellschafter der Geschäfts-

führer ist, im Anwendungsbereich des AÜG bewegt.

Die Erste Seite
Dr. Manfred Reich, RAIFAETbR/StB

Die Unternehmenserbschaft steuerreform

Jobs

Veranstaltungsber¡cht
RdF-Workshop ,,Luxemburger RAIF - Neue Möglichkei-
ten für Fondsinvestments" der dfv Mediengruppe in
Frankfurt a. M. am 6.6.2016

lmpressumAlorschau

Entscheidung

BAG: Einstandspflicht des Arbeitgebers bei einer Umfassungszusage 1662
(1 5.3.2016 - 3 AZR 827 / 1 4 - dazu BB-Kommentar von

D¿ Verena Böhm, RAin/FAinArbR)
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Praxiswissen

Deutscher Corporate Governance Kodex

201ó, Wirtschaft srecht, Frankfurter Kommentar,

XXVlll, ó82 Seiten, Geb.,

ISBN: 978-3-8005-1579-0,

€ 198,-

RAAT-
Fachmedien fl echt u¡d wirtschaft

dfv1",u"'r,uoo. 069/7595-27221 buchverlagr@ruw.de I www.ruw.de
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BETRIEBSWIRTSCHAFT

AUFSATZ
Abschlussprtifung

Geschäftsstrategie des Mandanten und
Prüfungsanstrengung
P¡of. Dr. Thomas Lo¡ Bayreuth l Sven Hartlieb, M.Sc.,

Bamberg
Bei der Beurteilung der Effrzienz der Abschlussprüfung ist der
Einfluss des Geschäftsmodells des Mandanten auf die notwen-
dige Prüfungsanstrengung des Abschlussprüfers bislang kaum
untersucht worden. Hier sind zum einen regulatorische Anfor-
derungen in den Prüfungsstandards als auch der faktische Auf-
wand, den die Prüfung verursacht, zu beachten. ln dem Beitrag
untersuchen die Autoren anhand der normativen Anforderun-
gen und empirischen Erkenntnissen diesen Zusammenhang.

D81191847 5.1449

www.der-betrieb.de

KURZ KOMMENT¡ERT
Umsatzsteuer

Wie sollten juristische Personen des öffentlichen
Rechts jetzt handeln?

RA/FASIRIStB/WP Ptof. Dr. Thomas Küffner/
RA Dr. Michael Rust, beide MünchenlDüsseldorf

D81207356

VERWATTU NGSANWEISU NGEN

Bilanzsteuerrecht

Übertragung eines Mitunternehmeranteils an einer
gewerblich geprägten PersGes. auf eine gemein-
nützige Körperschaft
FinMin. Schleswig-Holstein, ESt-Kurzinfo vom 09.06.201ó

D81247387 s.1471

s.1469

KURZ KOMMENTIERT
lFRS/Rechnungslegung

Disclosure lnitiative:
Sage knapp, klar, nur Wesentliches
WP/StB/CPA Dr. Sebastian Heintges, FrankfurtlM.
t812A4241

STEUERRECHT

AUFSATZ
I nternationales Steuerrecht

Deutsche Maßnahmen gegen Gewinnverlagerungen
bzw. Gewinnkürzungen
Dipl.-Fw. Rolf Schreiber, Düsseldorf
Hauptanliegen des Gesetzesentwurfs zum sog.,,Anti-BEPS-
Umsetzungsgesetz" ist die Umsetzung der OECD-Empfehlun-
gen zur Stärkung der Transparenz sowie die Umsetzung der
EU-Amtshilferichtlinie in nationales Recht. Die sich aus dem
Gesetzentwurf ergeben praxisrelevanten Änderungen zur
Anpassung der Verrechnungspreisdokumentat¡on sow¡e zur
Einführung eines Country-by-Country-Reportings und des EU-
Amtshilfegesetzes werden dargestellt und näher beleuchtet.

D512A7434

Einkommensteuer/Lohnsteuer

Abzugsfähigkeit von gemischt veranlassten
Aufwendungen im internationalen Kontext
StBin Dipl.-Bw. {BÀ) Maja Güsmer/
StB¡n Dipl.-ök" Dr. Simone Wick, beide Hamburg
ln der Praxis liegt die Schwierigkeit der Ermittlung gemischt
veranlasster Aufwendungen darin, die ausreichende berufl i-
che (Mitl Veranlassung zu dokumentieren und den richtigen
Aufteilungsmaßstab zu finden - besonders bei Sachverhalten
im internationalen Kontext. Anlässlich dieser Tatsache wird die
Frage nach der Zugehörigkeit zu inländischen oder ausländi-
schen Einkünften bei internationalen Sachverhalten erörtert.

D81197932

Gewinnermittlung
Gewinnkorrekturen im Rahmen von 5 15a ESIG

FinMin. 5chleswig-Holstein, ESt-Kurzinfo vom 08.06.2016

n8120738ó S.147r

s.1454

Kapitalertragsteuer

Einzelfragen zur Abgeltungsteuer
BMF, Schreiben vom 16.06.2016

Ð81207384 s.t47l

Grunderwerbsteuer

Schätzung der Ersatzbemessungsgrundlage nach
55 8 Abs.2 GrEStG, 151, 157 ff. BewG

FinMin. Niedersachsen" Erlass vom 07.06.2016

Ð81207385 s.7472

ENTSCHEIDUNGEN
Gewinnermittlung
Gemischt genutztes Arbeitszimmer
BFH, Urteil vom 17.02"20't6 - X R 32111

Ð81297554 s.1472

Einkommensteuer

Voraussetzungen für KapESt-Anrechnung bei
Cu m-Ex-Aktien geschäften
RIFG Sascha Amann, Kassel
Das Hessische FG hat sich zu Cum-Ex-Aktiengeschäften geäu-
ßert. Wer im Anschluss daran eine höchstrichterliche Klärung
insoweit streitiger Rechtsfragen erwartet hat, wird mangels
Einlegung der Revision enttäuscht. Ausgehend von den Ent-
scheidungsgründen werden Hinweise für die Praxis gegeben.

D81205357 5.1463

Gewinnermittlu ng/Abgabenordn un g

Aufwandszurechnung bei Schuldzinszahlungen
von e¡nem Gemeinschaftskonto (Oder-Konto) im
Falle der lnsolvenz des einen Betriebsausgaben-
abzug beanspruchenden Ehegatten
BFH, Urteil vom 03.02.2016 - Xß25112

DBl 195834

s.1456

s.1474

Einkommensteuer

Fehlende Emissionsrendite bei
Null-Kupon-Wandelschuldverschreibungen
BFH, Urteil vom 29.09,2015 - Vlll R 49/13

DB1 195822 s.7477

Umsatzsteuer

Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten
Gebäuden
EUGH, Urteil vom 09.06.2016 - Rs. C-332114

D81207566 s.1480

Abgabenordnung
Auskunftsgebühr im Organschaftsfall
BFH, Urteil vom 09.03.2016 - I R 66/14

D81207558
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WIRTSCHAFTSRECHT

AUFSATZ
Ka pitalma rktrecht
Von 5 15a WpHG zu Art. 19 MMVO: Aus Di
Dealings werden Managers' Transactions
RA Martin Hitzer, Düsseldorf i RA Dr. Dirk Wasmann,

Stuttgart und Düsseldorf
Eigengeschäfte von Führungskräften (sog. Managers' Trans-

act¡ons, bislang Directors'Dealings) werden künftig durch die
europäische Marktmissbrauchsverordnung (MMVO) geregelt;
diesbeztiglich sind nennenswerte Anderungen zu beachten.
Der Kreis meldepflichtiger Geschäftsarten wird gegenüber
5 15a WpHG erheblich ausgeweitet. Zudem treffen die neu-
en Meldepflichten ¡m Regelfall auch Emittenten, deren Fi-

nanzinstrumente nur im Freiverkehr gehandelt werden. Eine

Meldêpflicht besteht künftig auch für Geschäfte, die im Rah-

men von realen oder virtuellen Vergütungsprogrammen für
Führungskräfte getätigt werden. Des Wéiteren kommen auf
Em¡ttenten wie Führungskräfte neue Dokumentationspflich-
ten zu. Erstmals werden zudem zeitlich begrenzte Handels-
verbote (sog, Closed Periods) wãhrend eines Zeitraums von 30

Kalendertagen vor Ankündigung eines Zwischenberichts oder
eines Jahresabschlusses eingeführt.

Dß120680s

KURZ KOMMENTIERT
GmbH-Recht

BGH: Wirksamkeit von in den Räumen eines verfeín-
deten Gesellschafters gefassten Gesellschafterbe-
schlüssen
RA Ronald Meißner, Lt.M./ RAin Katharina Leoff,

LL,M., 0ppenhoff & Partner, Köln

D8120s394

ENTSCHEIDUNGEN
lnsolvenzrecht

Vorsatzanfechtung: Voraussetzungen für Ausschluss
des Gläubigerbenachteiligungsvorsatzes durch ein
Sanierungskonzept
BGH, Urteil vom 12.05.201 6 - lX ZR 65/14

Ð8r207335

Wettbewerbsrecht
Werbung mit Kundenbewertung im Internet:
Aufklärungspfl icht über Filterung negativer
Bewertungen durch Schlichtungsverfahren
BGH, Urteil vom 21.01"2016 -1Z,R252114
D81206917

Rechtsanwaltsrecht

Zur Zulässigkeit gemeinschaftlicher Berufs-
ausübung von RA und Ärzten oder Apothekern
im Rahmen einer Partnerschaftsgesellschaft
BGH, Beschluss vom 12.04.2016 * ll ZB7111

Df¡12A5217

Rechtsanwaltsrecht

Ausgangskontrolle fristgebundener Schriftsätze
BGH, Beschluss vom 15.12.2015 - Vl ZB l5/t5
DBl 192188

lnhaltsverzeichnis

ARBEITSRECHT

AUFSATZ
Arbeitsvertragsrecht

Homeoffi ce: Einrichtung und Ausgestaltung
RA/FAAIbR Dr. Tilman lsenhardt, Köln
Wird dem Arbeitnehmer die Möglichkeit eröffnet, im Home-
office zu arbeiten, gehen damit beim Arbeitgeber eine Reihe

von arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Aspekten einher, die es zu beachten gilt. Vom Anspruch auf
einen Heimarbeitsplatz und die Mitbestimmung des Betriebs-

rats über haftungsrechtliche Fragen bis hin zur Beendigung
der Homeoffice-Vereinbarung wird ein Überblick für alle rele-

vanten Bereiche gegeben.

D81201388 s,1499

KURZ KOMMENTIERT
Teilzeitrechtll nsolvenzrecht

Keine persönliche Haftung organschaftlicher
Vertreter wegen unterlassener lnsolvenzsicherung
be¡ Alterstei¡zeit
RAin Dr. Simone Evke de Groot, Heidelberg

D81205390

Entgeltrecht
Jährliche Sonderzahlungen können zur Erfüllung
des Anspruchs auf den gesetzlichen Mindestlohn
auf den Monatslohn umgelegt werden
RAiFAATbR Dr. Alexander Bissels / RAin Kira Falter,

beide Köln

D81205648

ENTSCHEIDUiIGEN
Entgeltrecht/Arbeitsvertragsrecht
Vergütungserwartung leitender Angestellter:
Überstundenabgeltung und variable Vergütung
LAG Köln, Urteil vom 20.08.2015 * 7 5a 1165/14

D81204255

Urlaubsrecht

Verfall des Urlaubsanspruchs nach erfolgter Kündi-
gung beiverspätetem Antrag des Arbeitnehmers
LAG München, Urteil vom 20.04.2016 - 11 Sa 983/15

Ð81205389

Kündigungsrecht

Arbeitgeber muss verurteiltem Straftäter nicht
jahrelang den Arbeitsplatz reservieren
BAG, Urteil vom 22.10,2015 -2 AZRtBll'r4
DB1 194518

s.1503
5. I483

s.1504

5.1489

5. 1505

5.1490

s.1506

5.1495

Kündigu ngsrecht/Betriebsverfassun gsrecht

Bestellung zum Vorgesetzten im Rahmen einer
virtuellen Organisationseinheit kann Einstellung
¡.5.d.5 99 BetrVG se¡n

LAG Düsseldorl Beschluss vom I0.02.2016 - 7 TaBV 63/15

Ð81204799 5.1508

5.1498

5.1508
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KONZERNRECHT

lnsolvenzrecht
lnsolvenzkonzernrecht: Die Obergesel
Beherrschungsvertrags in lnsolvenz
Prof. Dr. Petervon Wilmowsky, LL.M. (Berkeley),

Frankfurt/M.
Die Eröffnung des lnsolvenzverfahrens gegen die Obergesell-
schaft eines Vertragskonzerns wirft eine Reihe von Fragen auf.

Der Beitrag beantwortet die Frage, ob der Beherrschungsver-
trag fortbesteht, wie sich das lnsolvenzverfahren aufdas Recht

zur Konzernleitung auswirkt, ob es bei der Vermögensverwer-
tung des Schuldners zur Fortführung oder Nichtfortführung des

Beherrschungsvertrags kommt und wie die jeweiligen Rechte

der Untergesellschaften aussehen.

oxrzdoosz

STEUERRECHT

Körperschaftsteuer

Jüngste Entwicklungen bei der Besteuerung von
Wertpapierdarlehensgeschäften
RA Dr. Martin Haisch, Frankfurt/M.
Ausgehend von der neueren BFH-Rechtsprechung wird der
Status quo bei der Beurteilung von Wertpapierdarlehens-
geschäften dargestellt. Dabei werden die Grundsätze des
wirtschaftlichen Eigentums und ihre Aufweichung durch die
aktuelle Rechtsprechung analysiert und die Konsequenzen für
Wertpapierdarlehen auch hinsichtlich der Kapitalertragsteuer
erörtert.

DKr204648

lnternationales Steuerrecht/Zollrecht
Wechselwirkungen zwischen Verrechnungspreis
und Zollwert
RA Claudia Montag, München
Nach Schätzungen der OECD werden etwa 600lo der Einfuhren
innerhalb von Konzernen abgewickelt. Der Bestimmung des

Verrechnungspreises sowie des Zollwerts kommt besondere
Bedeutung zu, denn die lnteressenlagen von Finanz- und
Zollbehörden sind bei konzerninternen Transaktionen oft-
mals gegensätzlich. Während die FÄ häufig von niedrigeren
Verrechnungspreisen ausgehen, tendieren die Hauptzolläm-
ter dazu, höhere Zollwerte anzunehmen. Der Beitrag zeigt
auf, inwieweit Verrechnungspreisdokumentationen für die
Zollwertermittlung nützlich sein können und welche Vorteile
eine weitgehend einheitliche Dokumentat¡on für steuerliche
und zollwertrechtliche Zwecke bringen kann.

DKl204460

lnhaltsverzeichnis

BILANZRECHT/RECHNUNGSTEGUNG
Rechnun gslegung/Handelsbilanzrecht

Aktueller Fokus von Aufsichtsräten bei der
Rechnungslegung - Worauf ist zu achten?

WP/StB Dipl.-Kfm. Prof. Dr. Christian Zwirner / WP/StB

Dipl.-Kffr. Dr. Julia Busch / WP/StB Dipl.-Kffr. Dr. Corinna

Boecker, alle München
Bei der Überwachungs- und Beratungstätigkeit des Auf-
sichtsrats spielen Fragen der Rechnungslegung und Bericht-

erstattung eine bedeutende Rolle, sodass eine Auseinander-
setzung mit den aktuellen Entwicklungen in diesem Bereich

unabdingbar ist. Derzeit betrifft dies bspw. die Neuerungen
durch das AReG und auch das B|IRUG sowie die anhaltende
regulatorische Dynamik im Bereich der EU-Richtlinien und
deren Umsetzung in nationales Recht.

DKl 204893 s,287

ENTSCHEIDUNGEN
s.261

KONZERNRECHT
Mitbestimmungsrecht
Mitbestimmung des Konzernbetriebsrats hinsicht-
lich des Einsatzes visueller Aufzeichnungssysteme
BAG, Beschluss vom 26.01.2016 - 1 ABR 68/13

DKl 1 97935

Kapitalmarktrecht v-
Mitteilungspflichten gem. 5 25a WpHG: Aktien-
bindungsvertrag zwischen Familienaktionären
VG Frankfurt/M., Urteil vom 04.11'2015 '7 K4703115

DKl203863

STEUERRECHT

Gewinnermittlung
Namensnutzung im Konzern (mit Anm. von StB

Dennis Janz, LL.M., Dortmund)
BFH, Urteil vom 21.01.2016 - lR22l14
DKl204283

Umsatzsteuer

Umsatzsteuerrechtliche Organschaft im lnsolvenzfall
FG Hessen, Urteil vom 15.02.2016 -6K2O13112
DK120222s

s.294

s.278

5.296

s.302

s.305

5.283
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Transaktionen erfotgreich planen, managen und ins ZieI bringen

t:2.O9.2Or6 | Düssetdorf I Handetsbtatt Fachmedien GmbH Seminarräume

I Proiektmanagement: lnformationsquet{en und Phasen einer Due Diligence

I Sonderthemen: Vendor Due Ditigence, internationale Due Diligence und

Due Diligence im Aufschwung

SEMINAR

Due Diligence

I Grundsätzliches: Definition und Zìele einer Due Ditigence

f Analysen im Rahmen einer Due Ditigence: Financial, Tax und

Legal Due Diligence
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lursiitz¡
I FRS/Rech nu ngsl egu ng

Die Klarstellungen des IASB zu IFRS 15 - eine Hilfe
für die Praxis?

WP Dr. Hendrik Nardmann, Hannover / WP/SIB Silvia

Geberth, München / WP/StB Kai Haussmann, FrankfurtlM.
lm April 2016 hat das IASB Klarstellungen an IFRS 15,,Erlöse aus

Verträgen mit Kunden" veröffentlicht. Damit werden von der
TRG-Beratungsgruppe identifi zierte Anwendungsfragen geklärt
und zusätzliche praktische Erleichterungen bei der erstmaligen
Anwendung des Standards eingerãumt. ln dem Beitrag werden
diese Klarstellungen und Erleichterungen dargestellt und vor
dem Hintergrund ihrer praktischen Relevanz kritisch gewürdigt.

KOR1204892

I FRS/Rech n ungslegung

IFRS 15: Eine Würdigung der neuen Vorschr¡ften zur
Umsatzrealisierung im Healthcare-Sektor
WP/StB Andrea Bardens I Dr. €hristoph Wallek,
beide Frankfu¡t/M.
ln dem Beitrag wird anhand von Besonderheiten der Geschäfts-

und Vertriebsmodelle im Healthcare-Sektor die Betroffenheit
dieses Sektors durch lFRS 15 untersucht. Hierzu werden mit
Hilfe von Anwendungsfällen aus der Praxis die Auswirkungen
analysiert und gewürdigt. Des Weiteren werden entsprechende
system- bzw. prozessseitige Herausforderungen thematisiert.

KOR1204s89

lFRS/Rechnungslegung

Negative Zinsen und Trennungspflicht von Floors
Philipp Freigang, Frankfurt/M. I
Andreas Huthmann, Düsseldorf
Das aktuelle, zum Teil negative, Zinsniveau bringt neue Her-

ausforderungen hinsichtlich der Anwendung der seit langem
bestehenden Regeln zur Trennungspfl icht von eingebetteten
Derivaten. Die entsprechenden Ausführungen des IFRIC zu die-
ser Thematik sind nicht in allen Fällen schlüssig und werfen die
Frage e¡ner entsprechenden Überarbeitung durch das IASB aul
um die ursprüngliche lntention der Regeln zu erreichen.

KOR12A2877

IFRS

Lobbyismus im IASB-Standardsetzungsverfahren
Veronika Bouley, M.Sc. / Martin Prott, M.Sc.,

beide München
Das IASB ist als privater Standardsetzer aufein transparentes und
von der Öffentlichkeìt akzeptiertes Standardsetzungsverfahren
angewiesen , um eine möglichst breite Anerkennung seiner
Standards und lnterpretationen erreichen zu können. Der Due

Process sieht daher mehrere Konsultationsphasen vor¡ in denen
Stellungnahmen abgeben können. ln dem Beitrag werden die Er-

gebnisse einer Untersuchung von über 11.000 im Zeitraum 2009-
2015 eingereichten Stellungnahmen vorgestellt und analysiert, in

welchem Maße Diversität ¡n den lnteressengruppen sowie in der
geografi schen Herkunft der Stellungnehmenden festzustellen ist.

KOR1204590

FALLSTUDIE
Handelsbilanzrecht/Rech n u ngsleg u ng

Unterschiedsbeträge aus der Kapitalkonsolidierung
nach DRS 23

Prof. Dr. Hanno Kirsch, HeidelHolstein und Flensburg
Mit DRS 23 sind Präzisierungen der Fortschreibungen der
Unterschiedsbeträge aus der Kapitalkonsolidierung erfolgt,
insb. im Zusammenspiel mit der Empfehlung des DRS 23.85

und DRS 23.92 zu der Zuordnung der Unterschiedsbeträge
auf die Geschäftsfelder. D¡es betrifft sowohl die Erst- als auch
diç Folgekonsolidierung. Die Fallstudie zeigt einige der Zu-
ordnungsprobleme auf und geht dabei auch auf einzelne in
DRS 23 noch verbleibende ungeregelte Aspekte ein.

KOR'¡2û5353

TAGUNGSBERICHT
Abschlussprüfung/Corporate Governance/lnvestor Relations

Aktuelle Kapitalmarktkommunikation und neue
Anforderungen an das Zusammenspiel von Auf-
sichtsrat, Vorstand und Wirtschaftsprüfer
Denisa Lleshaj, M.5c. / Marco Muschallik, M.5c. /
Chenzhi Wu, M.Sc., alle Bochum
lm Fokus der diesjährigen Schmalenbach-Tagung der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., die
am 28.04.2016 in Köln stattfand, standen die aktuellen Ent-

wicklungen der Kapitalmarktkommunikation und die damit
einhergehenden Anforderungen an Aufsichtsräte, V.orstände

und WPs. Die Referenten gaben einen umfassenden Uberblick

über die zentralen Neuregelungen sowie über ihre Auswirkun-
gen auf die betriebswirtschaftliche Praxis.

KOR1206908

RECHNUNGSTEGUNG & INVESTOR RETATIONS

lnvestor Relations

Die Segmentberichterstattung als zentrale lnforma-
tionsquelle einer effektiven Kapitalmarktkommuni-
kation
Prof. Dr. Henning Zülch, Leipzig

KORr 207904
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IFRS

Lobbying-Verhalten gegenüber der EFRAG

Dipl.-Kfm. Oliver Knospe / Martin Gäumann, M.5c.,

beide Dresden
Die EFRAG ist von zentraler Bedeutung für die Vertretung euro-
päischer lnteressen gegenüber dem IASB. Die Meinungsbildung
der EFRAG ist dabei geprägt durch die Einflussnahme verschie-

dener lnteressengruppen. ln dem Beitrag wird das bisher kaum

beachtete Lobbying-Verhalten gegenüber der EFRAG analysiert.

KORl204594
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HOFFMANNS STREIFLICHTER

Rund um den Geschäftsbericht bei
Kapitalmarktorientierung
WP/SIB Prof. Dr. Wolf-Dieter Hoffmann

STEUER- UND BILANZPRAXIS

447 Auswirkungen des BiIRUG auf die Kapitalflussrechnung
nach DRS 21
Eine kritische Analyse unter besonderer Berücksichti-
gung des DRÄS 6

Prof. Dr. Michae¡ Lühn

452 Buchführung für das Sonderbetriebsvermögen?
Wer ist zur Cewinnermittlung nach aktueller
Rechtsla ge verpfl ichtet?
WP/SIB RA Dr. Ulf-Christian Dißars

455 Nutzungsentschädigung für einen auch privat
genutzten betrieblichen Pkw
Anmerkungen zum BFH-Urteil vom 27. L.2016 -

xR2/1,4
StB Dieter Crützner

457 PerspektivenzurSubstanzanforderung
nach$8Abs.2ASIG
Anmerkungen zum Urteil des FC Münster
vom 20. 11. 20L5 - lO K t4lO/L2 t
Dr. Christian Kahlenberg, M.Sc.

462 Finanzverwaltung erkennt Schranken- und
Sperrwirkung des Fremdvergleichsgrundsatzes
der DBA nicht an
Analyse des aktuellen Nichtanwendu ngserlasses
vom 30.3.2016
RA StB Wolfram Vogel, M.l.Tax

466 Aktienrechtsnovelle 2OL6- Ein Überblick
Erläuterung der wesentlichsten Neuerungen
RA/WPIFAStR Harald Schumm

PRAXISFÄLLE

471 Verzugsbedingte Zahlungen des Lieferanten in der
Bilanz des Bestellers

WP/stB Dr. Norbert Lüdenbach

AKTUELL BERAÏEN

472 Gewerbesteuerliche Behandlung von Dividenden bei

Organschaft ohne und mit Beteiligungsaufwand
WP/StB Prof. Dr. Cerrit Adrian und StB Julian Fey
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Mai20L6
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10 Jahre Wissenschaftticher Beirat

AKTUETTES

lna Kerschner: Das neue Verrechnungspreisdokumentationsgesetz - der Entwurf im Überblick 176

Zur Verbesserung der Transparenz für die Steuerverwaltungen wurde auf internationaler Ebene ein dreistufiger Ansatz für
die Verrechnungspreisdokumentation erarbeitet. Teile dieserArbeit wurden schließtich zum europäischen Standard gemacht.

Den neuen Vorgaben soll in Österreich durch das Verrechnungspreisdokumentationsgesetz entsprochen werden. ln diesem

Beitra g wi rd der dazu vortiegende M i nisterialentwu rf dargestetlt.

GESETTSCHAFTS- & STEUERRECHT

Paut Rzepa/Alexandra Wild: Das BFG zur Abspaltung betriebszugehöriger Kapitatanteile unter Zurückbehaltung der
Fremdf ina nzieru ngsverbindlichkeit

Das BFG hatte ín seiner Entscheidu ng vom 21. L2.2015 die Möglichkeit der Zu rückbeha ltung einerAnschaffungsverbindtich keit
für betriebszugehörige Kapitalanteile im Zuge einer Teilbetriebsabspaltung iRd Art lll Umgrstc zu beurteilen. Der Beitrag

untersucht die in der gegenständlichen Entscheidung sowie in der Literatur vorgebrachten Argumente und unterzíeht diese

einer kritischen Wtirdigung.

BITANZSTEUERRECHT

Rornuatd Bertt/Kiaus Hirschler: Anderung des Abschreibungsplans aufgrund der änderung der steuerrechttichen AfA-Sätze 1BB

JUDIKAÎUR STEUERRECHT

Werner Wiesner: Gesellschaftsrechtlich oder betrieblich verantasste Aufwendungen des Gesellschafter-Geschäftsführers 191

RECHNUNGSWESEN

184

INTERNATIONATER RUNDBTICK

Etisabeth Flöltschl/Katharina van Bakel-Auer
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AUS DER WISSENSCHAFT

Christian Aders/Ewatd Aschauer/Markus Dollinger: Die imptizite Marktrisikoprämie am österreichischen Kapitalmarkt 195

Der Beitrag beinhaltet eine empirische Ermittlung der imptiziten Marktrisikoprämie am österreichischen Kapitalmarkt und präsentiert

eineAuswertungvon durchschnitttich erzietten Rendlten am ATX. Gemeinsam wird dem Bewerter ein aktue[ler Hinweis zurderzeitigen

Renditeerwartung am österreichischen Kapitatmarkt gegeben und werden die aktuellen Empfehlungen der Praxisvereinigungen zur

Marktr¡sikoprämie gewúrdigt.
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Bewertung von Beteiligungen an nicht börsennotieÉen Unternehmen 42
nach dem KAGB - Neue Herausforderungen für Private Equity- und
Venture Capital-Fonds
Durch das in 2013 eingeführte Kapital.antagegesetzbuch tKAGBI wurde das zuvor geltende lnvestmentgesetz IlnvGl
ersetzt. Damit fal.Len nunmehr auch Private Equity- und Venture Capitat-Fonds als atternative lnvestmentfonds

unter die investmentrechtLiche Regutierung. Diese haben nun bei Kapitatantagen, wie der Beteitigung an nicht
börsennotierten Unternehmen, eine Bewertung nach dem KAGB sowoht für die Rechnungstegung wie auch unter
bestimmten Bedingungen beim Erwerb einer Betei[igung durchzuführen. lm vortiegenden Beitrag werden diese

für die Beteitigung an nícht börsennotierten Unternehmen neu eingeführten Bewertungsvorschriften beteuchtet
und a usgewähtte, besonders praxisrelevante Bewertun gsaspekte erläutert.

Prof. Dr. Werner Gleißner

Unternehmenswert,Ertragsrisiko,Kapitalkostenundfundamentales 60
Beta - Studie zu DAX und MDAX

Aufgrund reatitätsferner Annahmen des CAPM und empirisch betegter Kapitatmarktunvottkommenheiten ist die

Abteitung von Diskontierungszinssätzen IKapitatkostenl aus historischen Aktienrenditeschwankungen fvia Beta-

Faktorl probiematisch. Eine Atternative ist die Abteitung von Diskontierungszinssätzen unmittelbar ausgehend vom

Ertragsrisiko des Unternehmens IErtrags- oder Cashfiow-Votatitität), atso unter Umgehung des unvo[[kommenen
Kapitatmarkts. Zumindest für einen tangfristig orientierten GeseLtschafter ist dies die angemessene Grundlage fÜr

die Bestimmung des Unternehmenswerts, weiI temporäre Aktienkursschwankungen für ihn irrelevant sind und er

nur Ertragsrisiken zu tragen hat. ln diesem Beitrag wird die Methode der Abteitung von Diskontierungszinssätzen
ausgehend vom Ertragsrisiko angewendet auf die Unternehmen von DAX und MDAX, wobei als Grundtage Ertrags-

schwankungen seit 1997 betrachtet werden [,.strukturetLes oder strategisches Ertragsrisiko"l.
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Modellierung endlicher Rentenbarwertfaktoren 7L
Rentenfaktoren zur Ermitttung des Barwerts einer endtichen Zahtungsreihe stetten im Rahmen der Unterneh-
mensbewertung ein wesenttiches lnstrument für die Durchführung einer Projektbewertung mit langer, jedoch

endl.icher Laufzeit sowie die Bestlmmung eines einheittichen Basiszinssatzes für einen endtichen Zeitraum dar.

Nachfotgend gehen wir am BeispieL auf die Berechnung des Barwerts einer endtichen Zahtungsreihe mit und ohne

Wachstumsfaktor unter Verwendung des Rentenbarwertfaktors für endtiche Laufzeiten ein.
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